
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 

Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Beteiligung) - Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
STELLUNGNAHME: 1.1 RP Gießen, Schreiben vom 18.12.2020 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.1: 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
Das Amt für Umwelt und Naturschutz wurde beteiligt. Nach den dort 
vorliegenden Informationen befinden sich im Plangebiet keine 
Altablagerungen, Altstandorte, Verdachtsflächen, Altlastverdächtige Flächen, 
Altlasten und/oder schädliche Bodenveränderungen. 

1.1.1 



  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1.2: 
Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass die erneute Offenlage vor dem Hintergrund 
der an der Planung vorgenommenen Änderungen erfolgt ist. Die Anregung 
zur Durchführung eines das ganze Plangebiet betreffenden, gesonderten 
Bodengutachtens wird vorligend erstmalig vorgetragen. Dies ist durchaus 
nachvollziehbar, da im Planverfahren die hessische 
Kompensationsverordnung in der Fassung vom 21.11.2012 Anwendung 
findet. Folglich enthielten die Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteiligung 
nach § 4 Abs. 1 BauGB vom 27.01.2014 und zur Beteiligung nach § 4 Abs. 2 
BauGB16.11.2017 keine entsprechenden Hinweise. Die Anforderung zur 
Erstellung eines Bodengutachtens bei einer Eingriffsfläche über 10.000 qm 
wird erst in der Kompensationsverordnung mit Stand 26.10.2018 formuliert. 
Da diese für die vorliegende Planung nicht maßgebend ist, wird der nunmehr 
erstmaligen Forderung nach Erstellung eines gesonderten 
Bodenschutzgutachtens nicht gefolgt.  
In der vorliegenden Planung wird das Schutzgut Boden in der Begründung als 
auch in dem dazugehörigen Umweltbericht berücksichtigt. Maßnahmen zur 
Verringerung der nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
werden dargestellt und es erfolgt ein schutzgutübergreifender Ausgleich der 
Eingriffe in das Schutzgut Boden. Die Belange des vorsorgenden 
Bodenschutzes wurden somit im Rahmen der Bauleitplanung ausreichend 
berücksichtigt.  
Unbenommen bleibt entsprechend der Beschlussfassung durch die Stadt 
Wetzlar vom Dezember 2020 der Auftrag an den Magistrat, zukünftig die im 
Bodenschutzkonzept enthaltenen Entscheidungsinstrumente zu nutzen und 
die dort beschriebenen Maßnahmen sukzessive umzusetzen. 

1.1.2 



  

 
 
1.1.3: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Das für die Erschließung des Baugebietes und die Herstellung des 
Regenrückhaltebeckens zuständige Fachamt wird über die Erforderlichkeit 
zur Durchführung einer Bodenkundlichen Baubegleitung durch ein 
sachverständiges Ing.-Büro im Rahmen der nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren in Kenntnis gesetzt. Ein entsprechender Hinweis 
wird in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufgenommen. 

1.1.3 



  
 
 

1.1.3: 
Den Anregungen wird teilweise gefolgt. 
Die vorgeschlagene landwirtschaftliche Beratung der betroffenen Landwirte, 
welche die geneigten Flächen nördlich des Plangebiets bewirtschaften, wird 
bereits im Umweltbericht angeregt, so dass der Empfehlung gefolgt wird. Auf 
Grund der Hangneigung und der Lage direkt am Welschbach weist der 
Teilbereich für das Regenrückhaltebecken ebenfalls eine Sensibilität 
bezüglich Erosionsereignissen auf. Daher sind für das Regenrückhaltebecken 
entsprechende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung von 
Bodenerosion während der Bauphase zu beachten. Diese werden auf S. 36 
des Umweltberichts genannt. Die Vermeidungsmaßnahmen werden in die 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans aufgenommen. Grundsätzlich 
ist jedoch auf Grund der gewässernahen Lage mit Hangneigung die 
Umwandlung der bestehenden Ackerfläche in ein dauerhaft begrüntes 
Regenrückhaltebecken aus umweltfachlicher Sicht zu begrüßen, da dies die 
Gefahr potentieller Stoffeinträge in den Welschbach verringert. 
Auf eine Festsetzung von Hecken an den Grundstücksgrenzen in 
Hangrichtung wird jedoch verzichtet. 

1.1.3 



  
 
 
 
 
 
 
 

1.1.4: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein 
wieterer Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1.5: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Abwägung zur Stellungnahme vom 06.11.2017 erfolgt in der 
Abwägungssynopse zur 1. Offenlage. 

1.1.4 

1.1.5 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.1.6: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
Sie haben bereits dahingehend Berücksichtigung gefunden, dass im Rahmen 
der Umweltprüfung ein Alternativenvergleich durchgeführt wurde. Als 
Ergebnis der durchgeführten Alternativenprüfung ergab sich, dass die 
schließlich ausgewählte Fläche (Gemarkung Dutenhofen, Flur 15, Flst. Nr. 
19, 20, 21 und 164/22) auf Grund ihrer Lage und der derzeitigen 
ackerbaulichen Nutzung aus umweltplanerischer Sicht am besten für das 
Regenrückhaltebecken geeignet ist. Die Festsetzung des 
Regenrückhaltebeckens im Bereich des Landschaftsschutzgebietes erfolgte 
im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde und mithin der 
Feststellung, dass eine Genehmigung im Sinne des § 3 Abs. 1 der 
Schutzgebietsverordnung in Aussicht gestellt werden kann, da der Errichtung 
des Regenrückhaltebeckens nach Maßgabe der Festsetzungen im 
Bebauungsplan keine unüberwindbaren landschaftsschutzrechtlichen 
Hindernisse entgegenstehen bzw. nicht zu erwarten ist, dass das Vorhaben 
dem besonderen Schutzzweck der Verordnung zuwider läuft. Die Erteilung 
der Befreiung erfolgt auf Ebene der konkretisierten Genehmigungsplanung, 
die an die Festsetzungen des Bebauungsplanes gebunden ist. 

1.1.6 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 1.2.1: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Mit vorliegendem Protokoll vom 19.03.2018 gibt die mit der Räumung 
kampfmittelbelasteter Flächen beauftragte Gesellschaft für 
Liegenschaftskonversion GmbH das Plangebiet frei. Die 
Kampfmittelräumarbeiten wurden in der Zeit vom 13.11.2017 – 14.03.2018 
nach dem Stand der Technik durchgeführt. 
Die in den Bebauungsplan aufgenommenen Hinweise werden entsprechend 
aktualisiert. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Beteiligung) - Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
STELLUNGNAHME: 1.2 Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen, Schreiben 
vom 08.12.2020 

1.2.1 



  



  



  



  



  



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.3.1: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Abwägung zur Stellungnahme vom 06.11.2017 erfolgt in der 
Abwägungssynopse zur 1. Offenlage. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Beteiligung) - Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
STELLUNGNAHME: 1.3 Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreis - Abteilung für den 
ländlichen Raum, Schreiben vom 25.11.2020 
 

1.3.1 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.4.1: 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Sowohl in den zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans als auch 
in der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung im Umweltbericht wurden korrekt die 
im Bebauungsplan festgesetzten Grundstücke berücksichtigt. Die teilweise 
fehlerhafte Benennung der Flurstücke des Regenrückhaltebeckens in der 
Begründung und im Umweltbericht werden zum Satzungsbeschluss korrigiert. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Beteiligung) - Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
STELLUNGNAHME: 1.4 Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreis – Abteilung Umwelt 
Natur und Wasser, Schreiben vom 14.12.2020 

1.4.1 



  
 
 

1.4.2: 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Der Bereich des Gewässerrandstreifens wird durch Festsetzungen im B-Plan 
zur Entwicklung eines 10,00 m breiten Ufersaumes mit standortgerechten 
Gehölzen vor Bebauung geschützt. Die bauliche Anlage des Regenrückhal-
tebeckens selbst ist daher außerhalb dieses Bereiches zu errichten. 
Gem. § 23 Abs. 2 Nr. 4 Hessisches Wassergesetz ist im 
Gewässerrandstreifen die Ausweisung von Baugebieten durch Bauleitpläne 
oder sonstige Satzungen nach dem Baugesetzbuch verboten. Nach 
Rücksprache mit dem Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Oberirdische 
Gewässer, Hochwasserschutz (Herr Waldeck, 04.01.2021) ist die 
entsprechende Einbeziehung des Gewässerrandstreifens in den 
Geltungsbereich der Bebauungsplanung jedoch grundsätzlich zulässig, da 
bauleitplanerisch kein Eingriff durch bauliche Anlagen vorbereitet wird und 
auch keine Ausweisung als Baugebiet erfolgt. Die Notwendigkeit einer 
Befreiung auf Grundlage des § 38 Abs. 5 Wasserhaushaltsgesetz ist im 
Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsverfahren zur Errichtung des 
Regenrückhaltebeckens zu eruieren, in Abhängigkeit der durch die 
konkretsierte Planung vorgesehenen Eingriffe (z. B. durch Böschungen o. ä.). 
Ggf. ist nach Abstimmung mit der zuständigen Genehmigungsbehörde im 
Genehmigungsverfahren ein entsprechender Antrag zu stellen. 
 
1.4.3: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Abwägung zur Stellungnahme vom 06.11.2017 erfolgt in der 
Abwägungssynopse zur 1. Offenlage. 
 

1.4.2 

1.4.3 



 

 
 
 
 
 

1.5.1: 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Das für die Erschließungsarbeiten zuständige Fachamt wird informiert. Auf 
Ebene der Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf.  
Es erfolgt eine aktualisierte nachrichtliche Darstellung der 
Fernmeldeleitungen im Planteil des Bebauungsplanes. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Beteiligung) - Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
STELLUNGNAHME: 1.5 Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 
09.12.2020 

1.5.1 



  



 



 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.6.1: 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Die Trasse wird nachrichtlich in den Planteil des Bebauungsplanes 
übernommen. Das für die Erschließungsarbeiten zuständige Fachamt wird 
informiert.  
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Beteiligung) - Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
STELLUNGNAHME: 1.6 Wasserverband Kleebach, Schreiben vom 09.12.2020 

1.6.1 



  



  



 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.7.1: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Die Ortsdurchfahrtsgrenze wird in den Planteil des Bebauungsplans 
übernommen. 
Im Übrigen wird das für die Erschließungsarbeiten zuständige Fachamt 
informiert. 
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Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Beteiligung) - Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
STELLUNGNAHME: 1.7 Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement, 
Schreiben vom 21.12.2020 



  
 
 
 
 
1.7.2: 
Die Anregungen werden berücksichtigt.  
Der in § 38 BauGB formulierte Fachplanungsvorbehalt schließt die 
Möglichkeit der Gemeinde aus, planerische Aussagen zu treffen, die 
Fachplanungen zuwiderlaufen. Mit der den Bestand nachvollziehenden 
Festsetzung der bestehenden Kreisstraße als öffentliche 
Straßenverkehrsfläche besteht grundsätzlich kein Widerspruch zu der 
bestehenden Kreisstraße des Trägers der Fachplanung. Dennoch wir der 
Geltungsbereich zurückgenommen. Für den Bereich der K355 wird zudem 
die flächenhafte Festsetzung als öffentliche Verkehrsfläche entfernt. 
 
1.7.3: 
Der Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die unverbindliche Innenaufteilung ist nicht geeignet, um das Baurecht zu 
sichern. Die Festsetzung der geplanten und bestehenden Öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen ist auf Ebene des Bebauungsplans ausreichend, 
sofern diese sachgemäß dimensioniert sind. Dies ist vorliegend der Fall. 
 
1.7.4: 
Der Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Querung kann aus technischen Gründen nicht rechtwinklig geführt 
werden: Aus hydraulischen Gründen wird bei Neuplanungen von 
Entwässerungsleitungen grundsätzlich eine 45 Grad Abwinklung angestrebt. 
Bei der Wahl der Trassenführung im Bereich der Kreisstraße K 355 musste 
die Lage der Schächte der Verfügbarkeit der angrenzenden Grundstücke 
angepasst werden, so dass alle geplanten Schächte auf städtischem Grund 
platziert werden konnten. In Anbetracht der großen Verlegetiefe im 
betreffenden Bereich (10m) ist, nicht zuletzt aus Wirtschaftlichkeitsgründen, 
eine rechtwinklige Führung nicht zweckmäßig bzw. die Verwendung von 
Fertigteilschächten der Herstellung von aufwändigen Bauwerken mit 
Gerinneanpassungen vorzuziehen. 
Der Gestattungsvertrag ist nach weitergehenden Abstimmungen zwischen 
dem für die Herstellung der Anlagen zuständigen Fachamt und Hessen Mobil 
zu schließen. 

1.7.2 

1.7.3 

1.7.4 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
1.7.5: 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Kompensationsfläche wird im Übersichtsplan gekennzeichnet. 

1.7.5 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.8.1: 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Die Katastergrundlage wurde entsprechend aktualisiert und angepasst.  
 
1.8.2: 
Die Hinweise werden zur Kennntis genommen.  
Auf Ebene der Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Beteiligung) - Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
STELLUNGNAHME: 1.8 Amt für Bodenmanagement Marburg, Schreiben vom 
21.12.2020 

1.8.1 

1.8.2 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.9.1: 
Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
Vorgaben zu einem bestimmten Anteil der Nutzung erneuerbarer Energien im 
Plangebiet können im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. Regelungen 
dieser Art sind dem EEWärmeG vorbehalten, das regelt, in welchem Umfang 
erneuerbare Energien bei Neubauvorhaben einzusetzen sind. Unabhängig 
davon wird eruiert, ob im Plangebiet ein Nahwärmenetz errichtet werden 
kann. Mögliche Regelungen für einen Anschluss- und Benutzungszwang an 
ein geplantes Nahwärmenetz durch eine entsprechende Satzung sind 
grundsätzlich möglich, aber vorliegend nicht Bestandtteil des 
Bebauungsplans. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Offenlage) - Beteiligung der Öffentlichkeit 
STELLUNGNAHME: 1.9 Reine Luft für Wetzlar e. V.  
Schreiben vom 23.12.2020 

1.9.1 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.9.2: 
Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
Aufgrund der anstehenden Böden im Plangebiet und der hydrogeologischen 
Situation sind keine besonderen Sensibilitäten mit Blick auf die 
Grundwasserthematik erkennbar. Es gibt daher vorliegend keine 
städtebauliche Begründung für eine entsprechende Festsetzung. 
 

1.9.2 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.10.1: 
Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
Vorgaben zu einem bestimmten Anteil der Nutzung erneuerbarer Energien im 
Plangebiet können im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. Regelungen 
dieser Art sind dem EEWärmeG vorbehalten, das regelt, in welchem Umfang 
erneuerbare Energien bei Neubauvorhaben einzusetzen sind. Unabhängig 
davon wird eruiert, ob im Plangebiet ein Nahwärmenetz errichtet werden 
kann. Mögliche Regelungen für einen Anschluss- und Benutzungszwang an 
ein geplantes Nahwärmenetz durch eine entsprechende Satzung sind 
grundsätzlich möglich, aber vorliegend nicht Bestandtteil des 
Bebauungsplans. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Offenlage) - Beteiligung der Öffentlichkeit 
STELLUNGNAHME: 1.10 Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
Schreiben vom 23.12.2020 

1.10.1 



  
 
 
 
 
 
 
 
1.10.2: 
Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
Vorgaben zu einem bestimmten Anteil der Nutzung erneuerbarer Energien im 
Plangebiet können im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. Regelungen 
dieser Art sind dem EEWärmeG vorbehalten, das regelt, in welchem Umfang 
erneuerbare Energien bei Neubauvorhaben einzusetzen sind. Unabhängig 
davon wird eruiert, ob im Plangebiet ein Nahwärmenetz errichtet werden 
kann. Mögliche Regelungen für einen Anschluss- und Benutzungszwang an 
ein geplantes Nahwärmenetz durch eine entsprechende Satzung sind 
grundsätzlich möglich, aber vorliegend nicht Bestandtteil des 
Bebauungsplans. 
 

1.10.2 
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1.11.1: 
Die Hinweise werden wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis 
zur Kenntnis genommen: 
Der Bebauungsplan setzt in der Verlängerung der Planstraße für das 
Mischgebiet einen Rad- und Fußweg fest. Folglich ist eine Verlängerung der 
Weingartenstraße ausgeschlossen. Weitergehende textliche Festsetzungen 
sind nicht erforderlich. Die Zufahrt zur Weingartenstraße bleibt in westlicher 
Richtung unverändert. Die Zufahrt zu den übrigen Grundstücken, die derzeit 
über die die Weingartenstraße verlängernde, nicht endausgebaute 
Anliegerstraße erschlossen werden, erfolgt zukünftig über die auch das 
geplante Mischgebiet erschließende Planstraße, die an das bestehende 
Straßennetz über den Kreisel an der Gießener Straße angeschlossen wird. 
Die Umlegung der Grundstücke erfolgt zeitlich nach Fassung des 
Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan. 
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Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
(erneute Offenlage) - Beteiligung der Öffentlichkeit 
STELLUNGNAHME: 1.11, 
Schreiben vom 06.12.2020 

1.11.1 



 


